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n D eutschland werden seit 2 0 0 Jahren −
mit kurzen vom Au sland erzwungenen Un-

terbrechungen − (junge) Männer üb er die Wehr-
pflicht zum Töten und Getötetwerden rekrutiert.
Die kaiserliche Armee , die Wehrmacht und die
Bundeswehr b erufen sich auf den preußischen Ge-
neral Scharnhorst, der die Formel geprägt hat, »j e-
der B ewohner de s Landes (sei) der geb orene Ver-
teidiger« , als geistigen Urheb er der Wehrpflicht in
D eutschland . Allerdings ist nie eine deutsche
Wehrpflichtarmee zur Verteidigung einge setzt
worden . 1 9 14 und 1 9 39 b egann D eutschland die
Weltkriege und konnte dabei dank der Wehrpflicht
Millionen von Soldaten rekrutieren .

Wehrpflicht verletzt Grundrechte

Nicht nur in die persönlichen Freiheitsrechte wird
eingegriffen; die Wehrpflicht verletzt die Würde
de s Menschen . Eingezwängt in ein strikt hierar-
chisch strukturiertes Militärsystem bleibt dem Ein-
zelnen nur das Ausführen von B efehlen, wird von
ihm To de s- und Tötungsb ereitschaft verlangt. Han-
delt er hingegen als eigenständige Person, nur sich
selb st und nicht einem Vorgesetzten verantwort-
lich, wird er mit disziplinarischen und strafrechtli-
chen Mitteln b estraft.

Wehrpflicht heißt u . a. :

� Jährlich werden mehr als 4 0 0 . 0 0 0 männliche
Jugendliche durch Einwohnermelde ämter
wehrrechtlich erfasst und ihre personenb ezo-
gene D aten an die Wehrverwaltung üb ermittelt
(Verstoß gegen das Recht auf informationelle
Selb stb e stimmung) .

� Wehrpflichtige mü ssen darüb er hinaus Infor-
mationen üb er Schule und Ausbildung, Sprach-
kenntnisse , B erufswünsche , soziale und fami-
liäre Hintergründe etc . preisgeb en (Verstoß ge-
gen das Recht auf informationelle Selb stb estim-
mung) .

� Wehrpflichtige müssen sich militär-p sycholo-
gischen und militärärztlichen Untersuchungen
unterziehen (Verstoß gegen das Recht auf
Schutz der Menschenwürde und gegen das
Recht auf informationelle Selb stb estimmung) .

� Wehrpflichtige müssen sich während des »Die-
nens« dem Prinzip von B efehl und Gehorsam
b eugen (Verstoß gegen das Recht auf Schutz
der Menschenwürde) .

� Wehrpflichtige müssen während des »Dienens«

auf gewohnte soziale Kontakte verzichten (Ver-
stoß gegen das Recht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit) .

� Wehrpflichtige werden zum Töten erzogen
(Verstoß gegen das Recht auf Schutz der Men-
schenwürde) .

� Wehrpflichtige werden durch den Staat dem
Getötetwerden preisgegeb en (Aufhebung de s
Rechts auf körperliche Unversehrtheit) .

� Wehrpflichtige sind in ihrer Freizügigkeit und
Reisefreiheit eingeschränkt (Verstoß gegen das
allgemeine Persönlichkeitsrecht und das Recht
auf Freizügigkeit) .

Für die se massiven Grundrechtseinschränkungen
gibt es keine sicherheitspolitische B egründung . In
den im Mai 2 0 0 3 erlassenen Verteidigungspoliti-
schen Richtlinien heißt e s unter Punkt 9 : »Eine Ge-
fährdung deutschen Territoriums gibt e s derzeit
und auf ab sehb are Zeit nicht. « D as Weißbuch der
Bundesregierung vom Oktob er 2 0 0 6 erweitert die
Nichtgefährdung um das Nato-Bündnisgebiet (» . . .
b edrohliche Entwicklungen (sind) auf ab sehb are
Zeit unwahrscheinlich . «)

Wehrpflicht kriminalisiert

Die Wehrpflicht kann nur durch ein Strafsystem
aufrecht erhalten werden, das Tausende junger
Menschen kriminalisiert o der zu Obj ekten macht,
die e s offensichtlich einzusperren gilt.

Im vergangenen Jahr hab en die Bundeswehr
und das für den Zivildienst zuständige Bundesamt
insgesamt 1 . 097 Strafanzeigen wegen der D elikte
»eigenmächtige Abwesenheit« oder »Dienstflucht«
gegen Wehrpflichtige gestellt. D arüb er hinaus
wurden truppenintern 672 freiheitsentziehende
Disziplinarstrafen bis zu 2 1 Tagen D auer gegen
Grundwehrdienstleistende verhängt.

Die eingeleiteten Strafverfahren wegen wieder-
holter »Abwesenheit von der Truppe« richten sich
in 5 69 Fällen gegen wehrpflichtige Soldaten und in
9 0 Fällen gegen freiwillig Wehrdienstleistende . »Ei-
genmächtige Abwesenheit« liegt vor, wenn ein
Dienstleistender länger als drei Tage von der Trup-
pe abwe send ist. D as kann mit einer Freiheitsstrafe
von bis zu drei Jahren ge ahndet werden . Zivil-
dienstleistende wurden 4 3 8 mal wegen der straf-
rechtlichen Vorwürfe »Abwesenheit« und »Dienst-
flucht« angezeigt. Dienstflucht setzt ein dauernde s
Fernbleib en voraus und kann zu einer fünfj ährigen
Freiheitsstrafe führen .

Ralf Siemens

Der deutsche Sonderweg
Kurz und griffig: Argumente gegen die Wehrpflicht



25

1 2
I V/ 2 0 0 6

W
e

hr
pf

li
ch

t

D as Grundge setz lässt nur die Verweigerung de s
Kriegsdienste s mit der Waffe aus Gewissensgrün-
den zu . Auch der Zivildienst ist im Rahmen der
Wehrpflicht und der zivil-militärischen Planung
ein Kriegsdienst, wenn auch ohne Waffen . Wer to-
talverweigert, kann nach wie vor mit bis zu fünf

Jahren Freiheitsentzug b e straft werden . Wer sich
der Wehrpflicht offensiv und nicht trickreich ganz
o der zum Teil verweigert, wird kriminalisiert.

Die Wehrpflicht hat nichts mit D emokratie zu
tun . Zwangsdienste entsprechen obrigkeitsstaatli-
cher Tradition .

Wehrpflicht wird angep asst

Nach 1 9 9 0 hab en die Alt-NATO-Mitgliedsstaa-
ten B elgien, Frankreich, Italien, Niederlande , Por-
tugal und Sp anien ihre Wehrstruktur auf Freiwilli-
ge umgestellt. Die USA, Großbritannien, Kanada
und Luxemburg unterhielten b ereits zu Zeiten de s
Kalten Krieges Freiwilligenarmeen . Von den nach
1 9 9 0 der Nato beigetretenen 1 0 Staaten hab en b e-
reits acht Länder die Wehrpflicht aufgegeb en bzw.
entsprechende B e schlüsse gefasst, zuletzt Polen im
Oktob er 2 0 0 6 .

Neb en der B RD wird lediglich in der Türkei,
Griechenland , Norwegen, Litauen und E stland an
der Wehrpflicht fe stgehalten . Hauptmotiv für den
Ausstieg aus der Wehrpflicht waren Wehrgerech-
tigkeitsprobleme und die politische Entscheidung,
die Streitkräfte für Au slandseinsätze zu profe ssio-
nalisieren .

Hierzulande verteidigt eine Ko alition au s
CDU/C SU, SPD und oberster Führungsriege der
Bunde swehr die Wehrpflicht verbissen . Allerdings
hab en auch sie kein Intere sse mehr an der Durch-
setzung einer wirklichen allgemeinen Wehrpflicht
und der Existenz einer Wehrpflichtarmee . Sonst
müsste wie in den 1 9 8 0er Jahren etwa j eder Zweite
eine s männlichen Jahrgangs zum Grundwehr-
dienst, b ei gegenwärtig deutlich über 4 0 0 . 0 0 0 jun-
gen Männern eine s Jahrgangs also gut 2 0 0 . 0 0 0 , ein-
berufen werden.

Auch die B efürworter der Wehrpflicht wollen
profe ssionelle Streitkräfte , um deutsche Interes-
sen kriegerisch weltweit durchsetzen zu können .
Entsprechend ist die Wehrpflicht an eine auf welt-
weite Einsätze ausgerichtete Bunde swehr ange-
p asst worden .

War in den 1 9 8 0er Jahren no ch fast j eder zweite
aktive Soldat der Bundeswehr Grundwehrdienst-
leistender, so ist ihr Anteil gegenwärtig auf unter 1 5
Prozent gesunken . (Im Oktober 2 0 0 6 waren von
2 5 3 . 39 3 Soldaten lediglich 37. 3 4 8 Grundwehr-
dienstleistende) . Nach den gültigen Planungen der
zukünftigen Personalstruktur werden von 2 5 2 . 5 0 0
Soldaten und Soldatinnen 2 2 2 . 5 0 0 Freiwillige und
3 0 . 0 0 0 Grundwehrdienstleistende sein . D amit wä-
re nicht einmal j eder Achte innerhalb der »Wehr-
pflichtarmee« Bunde swehr tatsächlich Grund-

wehrdienstleistender. Wehrpflichtarmee Bundes-
wehr? Die Wehrpflicht ist längst schon kein struk-
turb estimmende s Merkmal der Streitkräfte mehr.

Wehrungerechtigkeit

»Nach den Vorgab en des Grundge setzes hab en
grundsätzlich alle männlichen Staatsbürger einen
B eitrag zur Sicherheit und Verteidigung unsere s
Landes zu leisten« , ist dem Weißbuch zu entneh-
men . Kein Grundsatz ohne Au snahme , so auch hier.
Allerdings ist die Ausnahme der Grundwehrdienst,
und die Regel die Ausmu sterung, das Nichtgemu-
stertwerden oder das Ab solvieren eine s Ersatz-
dienstes .

D a der Personalersatzb edarf an Wehrpflichti-
gen drastisch gesenkt wurde , die Jahrgangsstärken
seit Jahren b ei deutlich üb er 4 0 0 . 0 0 0 männlichen

Jugendlichen liegen, kann die Bundeswehr nur
noch einen kleinen Teil eines Jahrgangs ausschöp-
fen . D amit verbunden ist eine Kollision mit der
grundgesetzlichen Norm der Gleichb ehandlung
au s Artikel 3 de s Grundge setze s . Wenn e s eine
Wehrpflicht gibt, muss sie »gerecht« organisiert
sein . Die »Wehrgerechtigkeit« ist eine verfassungs-
rechtliche Voraussetzung der Wehrpflicht.

Wehrgerechtigkeit ist für die Bunde sregierung
herge stellt, wenn der überwiegende Anteil der
Dienstfähigen auch zum Dienst herangezogen
wird . Was tun, wenn nun j ede s Jahr weit üb er
4 0 0 . 0 0 0 Männer wehrpflichtig werden und nur
ein geringer Teil zum Dienst in der Bunde swehr
einb erufen werden kann?

Zehntausende werden einfach nicht zur Muste-
rung geladen . D en Jahrgängen 1 9 8 4 bis 1 9 8 6 gehö-
ren 1 , 3 Millionen Männer an . Ab er nur 1 , 1 3 Millio-
nen Musterungen wurden von 2 0 0 3 bis 2 0 0 5
durchgeführt, und darunter waren neb en Erst−
auch erneute Musterungen . Schon fallen mindes-
tens 2 0 0 . 0 0 0 Wehrpflichtige durch die Wehr-
pflichtmaschen .

Die zweite Stellschraub e ist die Ausmusterung .
2 0 0 3 waren no ch 8 1 Prozent Gemusterte »wehr-
dienstfähig« , 2 0 0 5 nur noch 5 7 Prozent. Schon sind
von üb er 4 0 0 . 0 0 0 Wehrpflichtigen nicht mehr
3 0 0 . 0 0 0 , sondern nur noch 2 0 0 . 0 0 0 zum Wehr−
o der Zivildienst einberufb ar.

Gegenwärtig gilt die Fau stregel : Rund zwei Drit-
tel eine s Jahrgangs brauchen nicht zu dienen, j eder
Fünfte leistet Zivildienst, lediglich j eder Zehnte
leistet den grundge setzlich vorge sehenen »Regel-
dienst« namens Wehrdienst. D as Dienen in der Ar-
mee ist zur Ausnahme geworden .

Wehrpflichtdogma

Die Wehrpflicht hab e sich »uneingeschränkt b e-
währt« , garantiere eine »hohe Professionalität und
gesellschaftliche Integration« , sichere ein »umfang-
reiches Potenzial schnell verfügb arer Kräfte zum
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Schutz D eutschlands« und schaffe eine »Grundlage ,
um geeigneten Nachwuchs an länger dienenden
Soldaten« zu erhalten (Weißbuch 2 0 0 6) .

Eine sicherheitspolitische Legitimation der
Wehrpflicht bleibt das Weißbuch schuldig. In der
Regel b erufen sich Militärs und »Wehrexperten«
der SPD/CDU/C SU in ihrem beharrlichen Festhal-
ten an der Wehrpflicht auf auch die im Weißbuch
vorgebrachten Gründe : Ohne Wehrpflicht würden
ausgebildete Reservisten für Krisenzeiten fehlen
und e s drohe eine ge sellschaftliche Abkoppelung
der Bunde swehr, denn die Wehrpflicht garantiere
eine ge sellschaftliche Kontrolle und Integration
der Streitkräfte .

D a e s selb st au s Sicht der Militärs auf ab sehb are
Zeit keine militärische B edrohung bundesdeut-
schen Territoriums und de s Bündnisgebietes gibt,
entfällt die B egründung für eine in Krisenzeiten
schnell mit ausgebildeten Re servisten aufzufüllen-
de Bunde swehr, j edenfalls zu Verteidigungszwec-
ken . Andersherum : Nur weil vielleicht, eventuell,
irgendwo auf der Welt o der aus dem All von Außer-
irdischen in 2 0 o der 4 0 Jahren o der auch gar nicht,
eine solche B edrohung auftreten könnte , mü ssen
bis dahin Millionen von jungen Staatsbürgern »die-
nen« .

Auch von kritischer Seite kommt häufig der Ein-
wand , dass die Wehrpflicht eine Kontrolle der
Streitkräfte garantiere . D ie ses Argument wird
durch ständige s Wiederholen nicht richtiger.
Wehrpflichtige üb en grundsätzlich keine Kontroll-
funktion aus . Sie dienen auf der untersten Eb ene in-
nerhalb der strikten militärischen Ordnung : Sie
werden erzogen zum Grüßen, B ettenmachen, zum
militärisch richtigen Gehen, Reinemachen, Mel-
dungmachen, Strammstehen, Töten − kurzum : zum
Gehorchen . Die ses militärische Prinzip ist denkb ar
ungeeignet, Rekruten eine Kontrollaufgab e zuzu-
weisen . Sie kommen in eine für sie fremde , nach au-
ßen abge schottete Welt, werden aus ihren sozialen
B eziehungen gerissen und lernen, dass sie erst mal
alles falsch machen und selb st nichts mehr zu mel-
den hab en .

Ab er selb st unterstellt, Wehrpflichtige könnten
eine Kontrollfunktion au süb en, wäre die s mit der
gegenwärtigen Wehrpflichtpraxis nicht möglich .
Die Bundeswehr hat b ereits vorJahren den Charak-
ter einer Freiwilligenarmee angenommen . Wenn
wie gegenwärtig nur no ch j eder siebente , zukünf-
tig j eder achte Soldat Grundwehrdienstleistender
ist, wenn gerade in den für weltweite Interventio-
nen vorge sehenen schnell verfügb aren Einheiten
der »Eingreifkräfte« ausschließlich Freiwillige die-
nen, erübrigt sich die se s Argument. Außerdem
bringen diej enigen, die sich heute noch zum Wehr-
dienst einb erufen lassen, in der Regel gegenüber
der Bunde swehr nicht das nötige kritische B e-
wusstsein mit, sich mit militärischen Strukturen
und Normen auseinander zu setzen o der gar zu wi-
dersetzen . D ort, wo eine gesellschaftlichen Kon-

trolle am notwendigsten wäre , sind Wehrpflichtige
nie präsent: in Kommando stäb en und Führungszir-
keln .

D as immer noch zu vernehmende Argument,
Wehrpflichtige würden auch vor gefährlichen
o der riskanten Auslandseinsätzen schützen, ist an-
ge sichts der deutschen Militärgeschichte ein-
schließlich derj enigen der Bunde swehr geradezu
abenteuerlich . Die Teilnahme an den Kriegseinsät-
zen gegen Jugo slawien 1 9 9 9 und in Afghanistan
seit 2 0 0 1 sowie die aktive Unterstützung des Krie-
ge s gegen den Irak 2 0 0 3 wurden nicht durch wehr-
pflichtige Soldaten kritisiert, sondern nur verein-
zelt durch Zeit- und B erufssoldaten . Außerdem hat
der politische Entscheidungsträger b estimmt, dass
Grundwehrdienstleistende nicht zu Auslandsein-
sätzen abkommandiert werden (was allerdings
rechtlich möglich wäre) . D e shalb dienen Wehr-
pflichtige auch nicht in den Interventionseinhei-
ten .

Bleibt das Argument, die Wehrpflicht sichere
den Nachwuchs an »geeigneten« Freiwilligen . Die-
ses Argument verweist auf eine zivilisatorische Ent-
wicklung in D eutschland . D enn in der Tat wenden
sich Wehrpflichtige von der Bunde swehr ab , j e hö-
her ihre schulische o der b erufliche Qualifikation
ist. Ab er deshalb das Zwangssystem der Wehr-
pflicht aufrecht zu erhalten, kann weder verfas-
sungsrechtlich no ch demokratietheoretisch B e-
stand hab en . Auch gibt es Rekrutierungsprobleme
trotz b estehender Wehrpflicht. So wurden mit dem
1 . Oktob er 2 0 0 6 die Anforderungen »für freiwillig
länger dienende Wehrpflichtige« hinsichtlich der
sozialen Kompetenz und B elastb arkeit herabge-
setzt, und ab 2 0 07 werden nur no ch Offiziersan-
wärter p sychologisch auf ihre Eignung untersucht.

Wehrpflicht militarisiert

S achliche Gründe sind e s nicht, die die Wehr-
pflichtab schaffung verhindern . E s scheint insb e-
sondere eine deutsche Tradition zu sein, das Die-
nen in der Armee als » Schule der Nation« zu b egrei-
fen . Jeder, der dient, akzeptiert den staatlichen Ge-
waltapp arat Militär, j eder, der der Aufforderung
nachkommt, sich militärärztlich untersuchen zu
lassen, akzeptiert dadurch die damit verbundenen
Grundrechtseinschränkungen . D er Einzelne wird
an die Existenz de s Militärs gewöhnt, soll das Militä-
rische als etwas »Normales« erfahren und b egrei-
fen . Und derj enige , der dient, wird militärisch so-
zialisiert, b egreift militärische Gewalt als etwas
Normales , trägt militarisierte Verhaltensweisen
und militarisiertes D enken aus der Kaserne heraus .
Wehrpflichtige demokratisieren nicht die Armee ;
umgekehrt wird ein Schuh drau s : Wehrpflichtige
militarisieren das Zivilleben und tragen dazu b ei,
Militär und militärische s Handeln als selb stver-
ständlich hinzunehmen . Die Einwirkung militäri-
scher Werte trifft auf Menschen, die sich in der Re-
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gel no ch in einer sensiblen Phase ihrer Persönlich-
keitsfindung befinden . D ab ei spielt die Vermitt-
lung traditioneller M ännlichkeitsbilder eine große
Rolle : Gewalt, Ehre , Tapferkeit, Mut, Vaterland .

Die anhaltenden Rekrutierungsprobleme der
USA verweisen auch no ch auf ein andere s Wehr-
pflicht-immanentes Argument, nicht offen ausge-
spro chen, ab er manifest. Führt eine Armee keinen
»Verteidigungskrieg« , sondern den schmutzigen
Krieg eine s B esatzungsmacht, wird der p atrioti-
sche o der nationalistische Kitt zu rissig, als dass
sich Männer in genügender Anzahl freiwillig als
Soldat melden o der b ewerben . Eine Freiwilligenar-
mee ist auf die freiwillige Verpflichtung von Solda-
ten angewie sen . Ein Wehrpflichtsystem kann den
Personalersatz für »Ausfälle« durch To d und Ver-
wundung eigener Soldaten − die B edeutung de s
Wortes »Wehrersatzwesen« wird offensichtlich −
flexibler ausgleichen . Für soldatische Grundleis-
tungen wie B ewachungs- und Sicherungsaufgaben
bedarf es keiner ho chqualifizierten Spezialisten .
D enen kommt der Angriff auf den Gegner und die
Erob erung eines Gebiete s zu . Die ses Gebiet dann
ab er militärisch zu kontrollieren, b edarf es vor al-
lem einer großen Anzahl von B e satzungssoldaten .
D abei gilt die Faustregel 2 0 Soldaten pro 1 . 0 0 0 Ein-
wohner. Die s hieße b eispielsweise für Afghanistan
eine Streitmacht von etwa 5 0 0 . 0 0 0 Soldaten !

Fazit

Wehrpflicht dient dem Zweck, für das Militär und
für militärisches Handeln eine gesellschaftliche
Unterstützung zu schaffen . Wehrpflicht ist ein Mit-
tel, um die B evölkerung auf Krieg einzu stimmen .

Und weiterhin ist die Wehrpflicht ein Kriegs-
führungsmittel . D er deutsche Sonderweg, die Ver-
knüpfung mo derner und glob al ausgerichteter
Streitkräfte mit der Wehrpflicht, ist gefährlich . Wer
seine Streitkräfte auf Au slandseinsätze , auf Kriege
zur Durchsetzung vornehmlich wirtschaftlicher
Intere ssen ausrichtet, und gleichzeitig die Wehr-
pflicht aufrecht erhält, schafft sich ein Instrument
zur Führung langanhaltender und großer kriegeri-
scher Auseinandersetzungen .

D e shalb kann aus friedenspolitischen und men-
schenrechtspolitischen Gründen die Forderung
nur lauten : ersatzlo se Ab schaffung der Wehr-
pflicht. Eine einfache Mehrheit im Bundestag ge-
nügt, um zuminde st die Aussetzung der Wehr-
pflicht zu erreichen .

Ralf Siemens ist Mitarbeiter der A rbeitsstelle Frie-

den und A brüstung (www. asfra b. de). Dieser Text

ist im No vember 2006 als Positio nenpapier 3 der

A rbeitsstelle ersch ienen.
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